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Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde,

der Kabinettsentwurf zum Einzelplan 23 (Haushalt des BMZ) erfüllt nicht die Anforderungen – erst recht nicht
angesichts der aktuellen Hungerkatastrophe in Ostafrika. Der Gesamtansatz ist zu niedrig. So wird das Ziel,
bis 2015 die Entwicklungshilfe auf 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens anzuheben, nicht zu erreichen
sein, für das sich eine Mehrheit der Bundestagsabgeordneten im „Entwicklungspolitischen Konsens“ stark
gemacht hat.

Welch ein Kontrast zu den Milliarden, die im Schnellverfahren für die Bankenrettung bereitgestellt wurden.
Und die auch jetzt für den Euro-Rettungsschirm bereitstehen. DIE LINKE lehnt die Erweiterung des Euro-
Rettungsschirms ab – weil auch er Ausdruck einer grundfalschen Politik ist, die die Bürgerinnen und Bürger
für die Krise bezahlen, die Verursacher und Profiteure der Krise jedoch davonkommen lässt.

Heike Hänsel, Annette Groth, Niema Movassat

Alexander King, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
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Beratung des Haushalts 2012

Rede, 7.9.2011

Herr Niebel, Ihr Entwicklungskonzept ist das falsche Rezept für die Länder des
Südens!

Bei ihrer Rede zum Haushalt 2012, Einzelplan 23 des Bundesministeriums für Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit, bemängelte Heike Hänsel, entwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LIN-
KE, die Nicht-Aufstockung der Mittel für die Not- und Übergangshilfe angesichts der Hungerskata-
strophe in Ostafrika. Sie kündigte an, dass DIE LINKE die Einführung eines Sondertitels für Ostafrika
in dem für das Jahr 2012 zu beschließenden Haushalt fordern wird.

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Wer die Debatte heute im Bundestag verfolgt
hat, musste feststellen, dass die große Hungerkatastrophe in Ostafrika weitgehend keine Rolle gespielt hat.

(Zuruf von der CDU/CSU: Dummes Zeug!)

Sie ist nicht präsent in den Diskussionen. Auch im Haushalt, Herr Niebel, schlägt sich die Erfahrung mit der
Hungerkatastrophe eigentlich überhaupt nicht nieder. Sie haben erst auf öffentlichen Druck sukzessive die
Hilfen erhöht. Es fing ganz bescheiden mit 1 Million Euro an. Sie haben im Haushalt keine neuen Weichen
gestellt, um auf diese Katastrophe adäquat reagieren zu können. Ich finde, das Minimum wäre zum Beispiel
eine Aufstockung der Mittel für die Not- und Übergangshilfe.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir fordern einen Sondertitel für Ostafrika, weil es über Jahre hinweg einer Aufbauarbeit und nicht kurzfristi-
ger Hilfen bedarf. Zum Gesamtetat des Haushalts. In der Auseinandersetzung um die Erreichung der ODA-
Quote möchte ich eigentlich nicht zu einer Klein-Klein-Diskussion über Zahlen kommen, weil wir, 364 Abge-
ordnete – die Kollegin Kofler hat es erwähnt –, über alle Fraktionsgrenzen hinweg gemeinsam eine Initiative
entwickelt haben, die eine Aufstockung des Entwicklungsetats zum Ziel hat. Ich sehe das in allererster Linie
als eine ganz große Chance und als eine einmalige Initiative an. Ich appelliere an Sie, diese Chance zu nut-
zen. Wir möchten Ihnen im Kabinett den Rücken stärken. Sie sollten die Versprechen, die Sie machen, ernst
nehmen. Mein Appell an Sie lautet: Lassen Sie diese große Chance nicht ungenutzt!

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte jetzt zur politischen Auseinandersetzung – das ist für mich das Entscheidende – über Ihren Ent-
wicklungsansatz kommen. Sie haben vor kurzem zwei Papiere entwickelt. Zu beiden möchte ich jetzt etwas
sagen.

(Sibylle Pfeiffer [CDU/CSU]: Wir reden doch über den Haushalt!)

Als Erstes zum Menschenrechtspapier. Sie haben vorhin den Menschenrechts-TÜV angesprochen. Dazu
möchte ich einmal flapsig sagen, Herr Niebel: Ihr TÜV als Entwicklungsminister ist schon lange abgelaufen.

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Wir haben hier schon bessere Witze gehört!)

Aber im Ernst, Sie haben in dem Papier folgenden Satz geschrieben – ich zitiere –: „Menschenrechte sind
Leitprinzip deutscher Entwicklungspolitik.“ Fast zeitgleich hatte uns die Meldung erreicht, dass die Bundes-
regierung die Lieferung von 200 Panzern nach Saudi-Arabien genehmigt hat. Sie haben zu dieser Panzerliefe-
rung nach Saudi-Arabien, ein Land, das auf Demonstranten schießen lässt und in Bahrain einmarschiert ist,
der Zeit gesagt – ich zitiere –:
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Die Stabilisierung einer Region trägt durchaus dazu bei, die Menschenrechte zu wahren – vielleicht nicht in
dem Land, in dem man tätig ist, aber in den Nachbarländern. Auch in Zeiten des Kalten Krieges hat die mili-
tärische Abschreckung dazu beigetragen, dass der Krieg nicht stattfand. Mit solchen Aussagen, Herr Niebel
– es wäre ganz gut, wenn Sie zuhörten –, können Sie Ihr ganzes Menschenrechtspapier in den Mülleimer
werfen.

(Beifall bei der LINKEN)

Waffenexporte sind immer tödlich, weil die Waffen früher oder später eingesetzt werden. Die Zeit der soge-
nannten Abschreckung im Kalten Krieg hat indirekt sehr vielen Menschen das Leben gekostet, weil eine
wahnsinnige Rüstungsspirale in Gang gesetzt und Geld für Waffen und nicht für die Armutsbekämpfung aus-
gegeben wurde.

Vizepräsident Eduard Oswald:

Sie sehen, dass die Kollegin Schuster von der Fraktion der FDP eine Zwischenfrage stellen will.

Heike Hänsel (DIE LINKE):

Aber die möchte ich jetzt nicht beantworten.

Vizepräsident Eduard Oswald:

Die möchten Sie nicht beantworten. – Frau Kollegin Schuster, Sie haben es gehört.

Heike Hänsel (DIE LINKE):

Die Kollegin kann am Ende meiner Rede eine Kurzintervention machen. Ich finde, die FDP sollte jetzt meinen
Ausführungen zu Waffenexporten folgen.

Wir setzen uns für einen Stopp aller Rüstungsexporte ein. In unseren Augen sind diejenigen, die Waffen lie-
fern, und diejenigen, die das genehmigen, auch verantwortlich für Leid und Tod und müssten gegebenenfalls
strafrechtlich zur Verantwortung gezogen werden.

(Beifall bei der LINKEN – Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Wir sollten uns einmal über die Menschenrechte
auf Kuba unterhalten! Sie sind auf einem Auge blind!)

In diesem Zusammenhang möchte ich die neue Kooperationsvereinbarung der GIZ mit der Bundeswehr kriti-
sieren, Herr Niebel, weil Sie dadurch die zivil-militärische Zusammenarbeit weiter ausbauen. Wir erleben in
Afghanistan, wie lebensgefährlich das ist. Wir sagen ganz klar: Heben Sie diese Zusammenarbeit mit der
Bundeswehr auf! Für uns muss die Entwicklungszusammenarbeit zivil ausgerichtet sein. Sie darf nicht zur
Absicherung von Militärinterventionen verkommen.

(Beifall bei der LINKEN)

Jetzt möchte ich noch etwas zu Ihrem neuen entwicklungspolitischen Konzept sagen. Man liest darin viel von
deutschen Wirtschaftsinteressen, aber wenig von Armutsbekämpfung. Sie setzen darin auf noch mehr Markt,
auf noch mehr Freihandel, auf noch mehr Liberalisierung für deutsche Unternehmen und auf eine unterneh-
merische Entwicklungspolitik. Aber genau in diesem Moment, wo wir die größte ökonomische Krise weltweit
erleben, wo die Marktwirtschaft abgewirtschaftet hat, Herr Niebel,

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Hallo?!
Ohne Marktwirtschaft könnten Sie hier gar nicht reden! Sie wissen gar nicht, was Sie erzählen! Eine Beleidi-
gung des deutschen Volkes!
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– Gegenruf von der SPD: Hören Sie doch mal zu! –

Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Es ist unglaublich, was hier passiert!)

wo sich der Kapitalismus in seiner schwersten Krise befindet, wollen Sie mit diesen Rezepten zu mehr Ent-
wicklung im Süden beitragen?

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Ohne soziale Marktwirtschaft könnten Sie hier gar nicht stehen! In welchem
Zoo sind Sie eigentlich? Das ist unglaublich!)

Das ist ja absolut ein Witz. Sie lernen nichts aus den großen Krisen und erkennen gar nicht, dass wir andere
Entwicklungsmodelle für die Länder des Südens brauchen.

(Michael Brand [CDU/CSU]: So ein Klassenkampf!)

Sie wollen mit noch mehr Spekulation, noch mehr Landverkäufen an Unternehmen, noch mehr Über-
schwemmung mit Produkten aus der EU weitermachen. Doch all das sind ganz gravierende Ursachen für die
Armut in vielen Ländern des Südens.

(Michael Brand [CDU/CSU]: Kuba!)

Deshalb ist Ihr Weiter-so ein Beitrag zur Verschärfung der Krise und nicht ein Beitrag zur Armutsbekämp-
fung.

(Beifall bei der LINKEN – Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Ohne unsere erfolgreiche Wirtschaftspolitik könn-
ten wir den anderen gar nicht helfen! Nehmen Sie das einmal zur Kenntnis!)

Den ganzen Tag über in den Debatten mussten wir feststellen, dass Sie nichts aus den Krisen lernen. Sie
haben überhaupt keine Ahnung. Sie werden durch dieses Entwicklungsmodell Europa in den Abgrund führen.
Wir erleben ja jetzt bei dieser Bundesregierung, dass sie gar nichts aus der Krise gelernt hat.

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Herr Präsident, das müssen Sie verhindern! Sie erzählt doch Unsinn!)

Sie, Herr Niebel, sind marktgläubig. Deswegen hat Ihre Politik keine Zukunft. Schauen Sie sich doch einmal
an, wie viele Menschen in Europa erkennen, dass es so politisch nicht weitergehen kann!

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Wir machen hier die erfolgreichste Wirtschaftspolitik der Welt! Nehmen Sie
das einmal zur Kenntnis!)

Zu Hunderttausenden versammeln sie sich auf den Plätzen in Madrid, in Athen und anderswo. Sie sagen,
dass es so nicht mehr weitergehen kann, und fordern, die Bankenmacht zu brechen, sich aus der Macht der
Finanzmärkte zu befreien und endlich eine andere Politik zu entwickeln.
Genau deswegen ist Ihr Entwicklungskonzept das falsche Rezept für die Länder des Südens. Wir müssen sie
mit solidarischen, gerechten Handelsstrukturen unterstützen, damit sie zu einer selbstbestimmten Entwick-
lung kommen können.

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Wer hat Ihnen das aufgeschrieben? Wo haben Sie das auswendig gelernt?
Das ist doch unglaublich!)

Davon sind wir im Moment sehr weit weg.

Vizepräsident Eduard Oswald:
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Das wäre ein schöner Schlusssatz gewesen, weil Ihre Redezeit schon lange abgelaufen ist.

(Michael Brand [CDU/CSU]: Schön war der Satz nicht!)

Heike Hänsel (DIE LINKE):

Herzlichen Dank. – Ich sage Ihnen: Die Linke wird diese Politik der Bundesregierung und dieses Weiter-so in
den Abgrund nicht hinnehmen. Wir haben andere Entwicklungsvorstellungen als Sie. Dafür werden wir auch
kämpfen, damit wir es nicht mehr erleben, dass täglich 1 Milliarde Menschen auf dieser Welt hungern.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Eduard Oswald:

Vielen Dank, Frau Kollegin. – Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, eine Kurzintervention von Frau Kollegin
Marina Schuster aus der Fraktion der FDP.

Marina Schuster (FDP):

Vielen Dank, Herr Präsident. – Nachdem Sie, Frau Hänsel, meine Zwischenfrage nicht zugelassen haben,
wähle ich dieses parlamentarische Instrument. Sie haben uns etwas Ungeheuerliches unterstellt, nämlich
dass wir Menschenrechte nicht ernst nähmen und unser Menschenrechts- TÜV abgelaufen sei. Ihre Partei-
vorsitzenden schreiben einen Brief an Fidel Castro, in dem das Wort „Menschenrechte“ kein einziges Mal
erwähnt wird.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Das ist eine Verhöhnung der Opfer, die diese Diktatur aushalten mussten
.
(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Das ist unglaublich!)

Gleichzeitig werfen Sie uns hier vor, wir würden Menschenrechte nicht ernst nehmen. Dabei liegt jetzt zum
ersten Mal ein verbindliches Menschenrechtskonzept vor.

Es waren unser Minister und unsere Staatssekretäre, die die Mittel für die Entwicklungszusammenarbeit mit
Uganda eingefroren haben, als dort die Einführung der Todesstrafe für Homosexualität drohte. Es waren un-
ser Minister und unsere Staatssekretäre, die in gleicher Weise gegenüber Malawi reagiert haben, als dort die
Presse- und Meinungsfreiheit zurückgefahren worden ist. Wir haben konditioniert. Wir haben die Menschen-
rechte nach vorne gestellt. Insofern würde ich Sie bitten, Ihre Aussage zurückzunehmen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Sie sollte sich schämen!)

Vizepräsidentin Petra Pau:

Sie haben das Wort zur Erwiderung.

Heike Hänsel (DIE LINKE):

Danke schön. – Liebe Kollegin Schuster, ich nehme überhaupt nichts zurück.

(Michael Brand [CDU/CSU]: Sie sind unbelehrbar! – Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Setzen!)

Wenn Herr Niebel sagt, die Panzerlieferungen an Saudi- Arabien seien mit seinem Menschenrechtspapier
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vereinbar,

(Michael Brand [CDU/CSU]: Castro!)

dann – das sage ich noch einmal – ist sein Menschenrechts- TÜV abgelaufen. Ich halte es für einen Skandal,
dass er als Entwicklungsminister Waffenexporte in dieses Land rechtfertigt und dass Sie es wagen,

(Marina Schuster [FDP]: Kuba!)

eine Geburtstagskarte an Fidel Castro und die Lieferung von 200 Panzern zu vergleichen und hier auf einer
Ebene zu nennen. Das ist schon mehr als politische Dummheit. Das ist große Dreistigkeit. Ich kann Ihnen nur
sagen: Halten Sie sich mit Ihrer dummen und wirklich dreisten Kritik zurück! Denn Sie betreiben weltweit
Waffenlieferungen in höchstem Maße und unterstützen Angriffskriege. Wenn Sie sich vor diesem Hintergrund
über eine Geburtstagskarte aufregen, fehlt mir wirklich jede Relation. Sie könnten sich von vielen Politikern
in den Ländern des Südens eine Scheibe abschneiden.

(Beifall bei der LINKEN –

Sibylle Pfeiffer [CDU/CSU]: Ich denke, dass in Ihrer Fraktion einige sitzen, denen das auch peinlich war!)



8

Rede, 7.9.2011

Menschenleben wichtiger als Bankenrettung!

Während sich Banken und Großspekulanten sicher sein können, dass sie mit Milliarden Euro Steu-
ergeldern immer wieder gerettet werden, stellt das Leid der hungernden Menschen in Ostafrika und
in vielen anderen Teilen dieser Welt für die internationale Gemeinschaft nur einen Nebenschauplatz
dar, so Niema Movassat in der Debatte über den Haushalt 2012.

Frau Präsidentin!
Meine Damen und Herren!

Geht das Sterben in Somalia wegen der Hungersnot weiter, werden in 15 Monaten alle Kinder dort tot sein.
Dies geht aus einem Bericht der humanitären UN-Abteilung hervor.

Die Hungerkatastrophe in Ostafrika ist leider nicht vorbei, sondern wird sich laut UNO sogar noch verschär-
fen. Mehr als 12 Millionen Menschen hungern derzeit in Ostafrika, allein das kenianische Flüchtlingslager
Dadaab wird bis Jahresende auf über 500 000 Hungernde anwachsen. Auch wenn die Euro-Krise mediales
Thema Nummer eins ist: Für die internationale Gemeinschaft muss die Hungerkatastrophe Thema Nummer
eins bleiben. Menschenleben gehen vor Bankenrettung.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich sage Ihnen: Etwas läuft gewaltig falsch, wenn sich Banken und Großspekulanten sicher sein können,
dass sie mit Milliarden Euro Steuergeldern immer wieder gerettet werden, aber gleichzeitig das Leid der
hungernden Menschen in Ostafrika und in vielen anderen Teilen dieser Welt für die internationale Gemein-
schaft nur einen Nebenschauplatz darstellt.

Anders kann ich mir nicht erklären, dass die von der UNO geforderten 1,8 Milliarden Euro zur Linderung der
schlimmsten Not in Ostafrika bisher von der internationalen Gemeinschaft nur zu 60 Prozent zugesagt wur-
den. Zum Vergleich: Für die Rettung der Commerzbank hat die Bundesregierung im letzten Jahr problemlos
18 Milliarden Euro aufgebracht.

Dass die Bundesregierung sich angesichts dessen unendlich lange winden musste, ihre anfänglich gerade
einmal 1 Million Euro zur Bekämpfung der Hungersnot schrittweise auf 5, 14, 35, 60 bis heute 140 Millionen
Euro aufzustocken, ist erbärmlich.

Entlarvend, Herr Niebel, für Ihre sogenannte Entwicklungspolitik ist Ihr neues entwicklungspolitisches Kon-
zept. Wessen Chancen dort geschaffen, wessen Zukunft entwickelt werden soll, kann man daran sehen, wie
oft manche Begriffe erwähnt werden oder nicht. So taucht das Wort „Hunger“ kein einziges Mal auf, genauso
wenig übrigens wie „Hungerbekämpfung“. „Armutsbekämpfung“, das Hauptziel jeder vernünftigen Entwick-
lungspolitik, wird auf 27 Seiten Konzeptpapier ganze neunmal erwähnt und dann noch mit der Ansage, für
Armutsbekämpfung seien die Entwicklungsländer zuständig. Ich sage: Ohne Solidarität der reichen Staaten
mit den armen Staaten kann das nicht klappen.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD))

Was ist mit der deutschen Wirtschaft als Akteur in Ihrem Papier? Sie findet über zwanzigmal Erwähnung. Es
geht Ihnen also nicht vorrangig um die Armuts- und Hungerbekämpfung, es geht Ihnen hauptsächlich um
Wirtschaftsförderung für deutsche Unternehmen. Der Topf dafür wird in Ihrem Haushaltsentwurf jetzt noch-
mals vergrößert.

Herr Niebel, Sie wollten das Ministerium vor Ihrem Amtsantritt abschaffen. Faktisch tun Sie dies mit einer
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völligen Änderung seiner Ziele. Mit Entwicklungspolitik hat das zunehmend nichts mehr zu tun.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber nicht nur bei der Armutsbekämpfung ist Ihre Politik ignorant. In Ihrem Haushaltsentwurf haben Sie kei-
ne Gelder für den Globalen Fonds gegen HIV/Aids, Malaria und Tuberkulose vorgesehen. Begründet wird
dies mit Korruption. Dabei sagt Kanzleramtsminister Pofalla in einer Antwort auf ein Schreiben der Kollegin
Roth etwas ganz anderes.

Ich zitiere Kanzleramtsminister Pofalla:
"Der Zwischenbericht der internationalen Expertenkommission sieht keine Anhaltspunkte für Korruption in
den Strukturen des GFATM. ... Damit bestehen keine Anhaltspunkte, wonach Korruption beim GFATM selbst
lebensrettende Hilfe für Bedürftige verhindert habe."
Es gibt keine Begründung für die Streichung der Gelder; das ist völlig verantwortungslos.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Verantwortungslosigkeit durchzieht sowieso Ihre Politik; denn auch Sie schauen nach wie vor untätig zu, wie
Spekulanten an den Börsen die Preise für Nahrungsmittel in die Höhe treiben.

Sie ergreifen keine Maßnahmen dagegen, dass auch deutsche Unternehmen am Landraub in Afrika beteiligt
sind. So wird ein Unternehmen aus Bayern in Äthiopien, wo derzeit 4,8 Millionen Menschen hungern, auf
einer Fläche von 260 000 Hektar Agrotreibstoffpflanzen anbauen.

Sie lassen es zu, dass durch EU-Subventionen deutsche Landwirtschaftsprodukte wie Milch auf dem afrika-
nischen Markt künstlich billiger sind als Produkte, die in Afrika selbst erzeugt werden, zum Beispiel in Ugan-
da, wo die Existenz von 600 000 Viehzüchtern dadurch derzeit gefährdet ist.

(Dr. Gerd Müller (CDU/CSU): So ein Schmarren!)

Ihre Politik beseitigt Hungersnöte nicht, sondern verschärft oder verursacht sie sogar noch. Das ist verant-
wortungslos.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD) - Georg Schirmbeck (CDU/CSU):
Aha! Das hat aber außer Ihnen bisher noch keiner erkannt!)

Eine nachhaltige Hungerbekämpfung braucht eine Politik, die in Kleinbauern und die lokale Produktion inves-
tiert. Stattdessen zwingen Sie Entwicklungsländer zu Marktöffnungen und fördern europäische Dumpingex-
porte. Entwicklungspolitik muss sich für Markt- und Handelsbedingungen einsetzen, die eine gerechte Teil-
habe der Armen ermöglichen. Stattdessen erhöhen Sie noch die Abhängigkeiten von der westlichen Produk-
tion und Wirtschaft. Ein umfassender Ansatz von Entwicklung, Armutsreduzierung und Ernährungssouveräni-
tät wäre endlich nötig. Sie machen das Gegenteil: Profit für deutsche Konzerne auf Kosten der Armen. Das
werden wir nicht mitmachen.

(Beifall bei der LINKEN)

Kein Kind darf zu keinem Zeitpunkt auf der Welt verhungern. Das muss erstes Ziel von Entwicklungspolitik
sein. Ich befürchte, dass die schwarz-gelbe Koalition nicht die Fähigkeit hat, diesen einfachen Grundsatz zu
verstehen. Deshalb ist hoffentlich bald Schluss mit Ihrem Trauerspiel. Das wäre das Beste, für die Menschen
hierzulande und für die Menschen im globalen Süden.

(Beifall bei der LINKEN - Georg Schirmbeck (CDU/CSU): Bis Sie Deutschland regieren, muss aber noch et-
was passieren!)
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Eurokrise

Rede, 29.9.2011

Rettungsschirm für die Banken verschärft die Krise

Erklärung von Heike Hänsel nach § 31 GO zur namentlichen Abstimmung: Erweiterung Euro-
Rettungsschirm

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe heute gegen die Erweiterung des Rettungsschirms gestimmt, weil ich nicht länger zusehen will, wie
die Finanzmärkte die Politik weiter vor sich hertreiben. Ich frage mich wirklich: Wo sind wir eigentlich ange-
kommen, wenn Angela Merkel frühmorgens erst einmal die Kommentare der Ratingagenturen und die Bör-
senkurse anschauen muss, bevor sie ins Kabinett geht und ihre Politik weiterentwickelt? Das ist ein Versa-
gen jeglicher Demokratie.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich kann das in dieser Form nicht verantworten.
Die ganze Politik, alles, was hier heute beschlossen wurde, wird die Umverteilung von unten nach oben vo-
rantreiben. Die Umverteilung ist eine Ursache dieser Krise. Deswegen hilft diese Politik nicht aus der Krise
heraus; vielmehr verschärft diese Politik die Krise.

(Beifall bei der LINKEN)

Es wurde schon mehrfach angesprochen: diese Politik gefährdet ernsthaft jeglichen Ansatz einer europäi-
schen Integration. Wir erleben in vielen Ländern, wie rechtspopulistische Parteien und Bewegungen die Wut
und das Gefühl der Ohnmacht der Menschen zu instrumentalisieren versuchen. Eine Politik, die diese Ent-
wicklung ignoriert, ist verantwortungslos. Wir müssen eine soziale Politik für die Menschen dagegenstellen.
Nur so können wir auch rechten Bewegungen eine klare Absage erteilen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich habe auch deswegen gegen den sogenannten Rettungsschirm gestimmt, weil darin viel Geld gebunden
wird, das wir für gute, zukunftsweisende Ideen in Europa bräuchten. Wir könnten ganz Europa auf regenera-
tive Energien umstellen. Wir könnten völlig neue Entwicklungen befördern. Das dafür benötigte Geld wird
gebunden, und das steht der Zukunft Europas entgegen.

Diese Politik ist negativ und zerstörerisch, und deswegen habe ich heute gegen diesen Gesetzentwurf ge-
stimmt.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich möchte, dass wir ein Europa der Menschen entwickeln und nicht ein Europa der Banken. Dieses Signal
muss von diesem Parlament ausgehen. Die Krise können wir nur überwinden, wenn das Finanzkasino - an-
ders kann man es gar nicht mehr nennen - endlich geschlossen wird und die Staaten sich unabhängig von
Kapitalmärkten finanzieren können. Deshalb ist die Schaffung einer Bank für öffentliche Anleihen so wichtig.
Ich sage Ihnen: Früher oder später wird es eine solche Bank geben. Wir haben letztes Jahr vor so vielen Din-
gen gewarnt, und vieles ist mittlerweile eingetreten. Ich betone: Diese Entwicklung wird so stattfinden.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Wie bereits angesprochen wurde, werden nicht die Verursacher und die Profiteure der Krise zur Verantwor-
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tung gezogen - auch das ist ein Grund, gegen diesen Rettungsschirm zu stimmen -, sondern das Ganze wird
auf dem Rücken der Mehrheit der Bevölkerung ausgetragen.
Ich war schockiert, als ich vor einigen Wochen in Griechenland war und dort mit vielen Menschen gespro-
chen habe. Die Lebenssituation vieler dort ist sehr schwierig. Viele fühlen sich von dieser Politik, die auch
die Bundesregierung vorantreibt, gedemütigt. Es ist eigentlich beschämend, zu sehen, dass bei der Vergan-
genheit in Griechenland, die Deutschland zu verantworten hat, heute ausgerechnet die Bundesregierung und
Angela Merkel den Menschen in Griechenland die Politik diktieren wollen. Ich wiederhole: Das ist beschä-
mend. Deswegen habe ich heute gegen den Rettungsschirm gestimmt.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich möchte mich mit den Menschen solidarisieren, die sich gegen diese Politik wehren. Ich unterstütze die
Forderung der Griechen und Griechinnen, zum Ausdruck gebracht auf dem Syntagma-Platz in Athen. Diese
Menschen sagen: Wir brauchen einen umfassenden Schuldenschnitt für Griechenland; anders wird es keine
Zukunft für unser Land geben. - Außerdem solidarisiere ich mich mit den Menschen, die dahin gehend mobi-
lisieren, dass am 15. Oktober ein großer Marsch der Empörten nach Brüssel stattfindet, weil sie meinen: So
kann es nicht weitergehen. - Es erschüttert die ganze Demokratie in Europa, wenn wir den aktuellen Entwick-
lungen nicht endlich eine Politik der Menschen entgegenstellen. Diese Menschen machen sich auf den Weg,
und das unterstütze ich.

(Beifall bei der LINKEN)
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Rede, 29.9.2011

„Ich will ein soziales und gerechtes Europa.“

Erklärung von Annette Groth nach § 31 GO zur namentlichen Abstimmung: Erweiterung Euro-
Rettungsschirm

Auch ich habe heute gegen den sogenannten Rettungsschirm gestimmt, weil ich absolut davon überzeugt
bin, dass dieser Bleischirm weitere soziale Verwerfungen nach sich ziehen und die Krise weiter verschärfen
wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Als überzeugte Europäerin, aber auch als Internationalistin kämpfe ich seit langem für ein soziales, ökologi-
sches und gerechtes Europa. Die Einhaltung der Menschenrechte und die Durchsetzung von sozialer Gerech-
tigkeit sind dabei von zentraler Bedeutung. Diesen Weg hat die EU seit dem Maastrichter Vertrag aufgege-
ben. Mit der Aufnahme der durch den damaligen Bundesfinanzminister Waigel durchgesetzten Stabilitätskri-
terien wurde der Weg in die Krise der EU vertraglich festgeschrieben.

Mit dem Rettungsschirm werden die Parlamente auf weitere Haushaltskürzungen verpflichtet. Mit dem an-
geblichen Ziel der Schuldenreduzierung werden Sozialleistungen, Renten und Löhne gekürzt. Massensteuern
wie die Mehrwertsteuer dagegen werden erhöht. Das heißt, Arme und Bezieher mittlerer Einkommen werden
immer stärker belastet. Reiche bleiben außen vor. Das, was ich hier so kritisiere, ist das neoliberale Grund-
konzept.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir alle, glaube ich, wissen, dass mit diesen Maßnahmen eine Schuldenreduzierung nicht möglich ist. Sie
versuchen aber, es uns glaubhaft zu machen. Eine effektive Schuldenreduzierung geht nur mit effektiven
Umschichtungen des beispiellosen Privatvermögens von 10 Billionen Dollar. Profiteure der Krise sind Kapi-
talbesitzer, Großbanken und Hedgefondsmanager. Sie müssen an der Finanzierung beteiligt werden, sonst
wird das nichts.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich habe bis heute nicht verstanden, warum die damaligen Versprechungen von Frau Merkel und anderen,
Hedgefonds und andere toxische Papiere zu verbieten, nicht eingehalten worden sind. Hätten Sie das ge-
macht, wäre die Krise heute wesentlich kleiner.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich habe auch die Befürchtung, dass diese Politik der Regierungsparteien die europafeindlichen und rechts-
populistischen Grundströmungen in einem Teil unserer Gesellschaft noch weiter befördern wird. Damit wer-
den nationalistische und sozialdarwinistische Positionen gestärkt. Das will ich nicht verantworten.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Ich will ein soziales und gerechtes Europa. Darum bin ich solidarisch und stelle mich hinter die vielen Millio-
nen Menschen, die seit Monaten in anderen europäischen Ländern auf die Straße gehen und ihren Protest
gegen Lohnkürzungen und Sozialkürzungen vehement zum Ausdruck bringen.

(Beifall bei der LINKEN)

Weil ich ab und zu selbst auf der Straße protestiere, gehe ich natürlich am 15. Oktober nach Brüssel. Ich
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möchte, dass dieser europäische Aktionstag ein Riesenerfolg wird. Wir müssen zeigen, dass ein anderes Eu-
ropa möglich und sehr, sehr nötig ist.

Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Rede, 29.9.2011

Gegen die Diktatur der Finanzmärkte – für soziale Gerechtigkeit und
Solidarität

Erklärung von Niema Movassat nach § 31 GO zur namentlichen Abstimmung: Erweiterung Euro-
Rettungsschirm (zu Protokoll)

Ich stimme aus folgenden Gründen gegen den Gesetzentwurf zur Erweiterung des EFSF:

1. Der EFSF ist im Ergebnis eine Unterstützung der Banken, der Finanzinstitute, der Spekulanten, der Rei-
chen und der Superreichen. Im Haftungsfall werden die entstehenden Lasten aber von der großen Mehrheit
der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler getragen. Zu befürchten ist auch eine Kürzung von Renten und an-
deren Sozialleistungen. Die Bundesregierung ist auch nicht bereit, für die gegenwärtigen Sozialstandards
eine Garantieerklärung abzugeben.

2. Den Menschen in den Ländern, die Mittel vom EFSF erhalten, wird nicht geholfen: Die diesen Ländern
aufgegebenen strengen Sparauflagen treffen dort vor allem die Geringverdiener, die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer und die Rentnerinnen und Rentner. Die Binnennachfrage bricht ein. Wirtschaftswachstum und
Steuereinnahmen sinken. Die Fähigkeit zur Rückzahlung der gewährten Kredite wird immer weiter einge-
schränkt. Das zeigt die Entwicklung in Griechenland.

3. Die demokratische Kontrolle des Bundeshaushalts durch das Parlament wird mit dem Änderungsgesetz
ausgehöhlt. Die Unterrichtung des Haushaltsausschusses ersetzt die parlamentarische Beteiligung nicht. Mit
dem EFSF findet eine Unterordnung demokratischer Verfassungsprinzipien unter das Diktat der Finanzmärk-
te statt.

Es braucht einen völlig anderen politischen Weg zur Lösung der Krise: Notwendig ist eine strikte Regulierung
der Finanzmärkte und eine Vergesellschaftung der privaten Banken. Die Riesenvermögen in der EU, die in
etwa den gesamten Staatsschulden in der EU entsprechen, müssen für die Schuldentilgung herangezogen
werden. Es braucht eine konstruktive Unterstützung für die wirtschaftliche Entwicklung in Griechenland und
anderen betroffenen Ländern. Dazu gehört auch, dass Deutschland durch nachhaltige Lohnerhöhungen, u.a.
der Einführung eines gesetzlichen, flächendeckenden Mindestlohns, die eigene Binnennachfrage stärkt und
so Exportüberschüsse, die Teil der Ursachen für die Krise in Europa sind, abbaut.

Zuletzt möchte ich sagen, dass ich den Widerstand der griechischen Bevölkerung gegen die soziale Barbarei
und wirtschaftliche Unvernunft meine Solidarität hat.
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Hungerkrise am Horn von Afrika

Kleine Anfrage, 18.8.2011

Hungerkatastrophe in Ostafrika – Deutscher Beitrag zur ländlichen Entwick-
lung und Herstellung von Ernährungssouveränität in Afrika (BT-Drucksache
17/6808)

Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Niema Movassat, Christine
Buchholz, Annette Groth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.

Sehr geehrte Frau Kollegin, ihre Frage

V o r b e m e r k u n g d e r F r a g e s t e l l e r

Weltweit hungern knapp eine Milliarde Menschen, der Großteil davon in Entwicklungsländern. Knapp 80 Pro-
zent der Hungernden leben auf dem Land, die meisten von ihnen in kleinbäuerlichen Strukturen. Obwohl sie
also selbst Nahrung produzieren, sind sie nicht in der Lage, sich von dem, was sie anbauen, ernten und ver-
kaufen ausreichend zu ernähren. Der Weltagrarbericht 2008 kam zum Schluss, dass es lokale Lösungen für
die Ernährungsfrage geben muss. Vielen Kleinbauern stünden keine ausreichenden Lager- und Transport-
möglichkeiten zur Verfügung, so dass bereits eingebrachte Ernten oftmals unbrauchbar würden. Großflächi-
ge Landnahme, Nahrungsmittelspekulation, die verstärkte Nutzung von Agrarflächen zur Produktion von Ag-
rarrohstoffen und (subventionierte) Billigexporte aus den Industriestaaten gefährden die Ernährungssouverä-
nität der ländlichen Bevölkerung zusätzlich.

Auf dem G8-Gipfel von L’Aquila im Jahr 2009 verpflichteten sich die G8 und fünf weitere Geberländer, 22
Mrd. US-Dollar für die Finanzierung der Landwirtschaft und der Ernährungssicherheit bereitzustellen, davon
6 Mrd. US-Dollar zusätzliches Geld. Vereinbart wurde, die Mittel innerhalb von drei Jahren bereitzustellen,
sich auf eine Reihe von Grundsätzen bezüglich der Verwendung dieser Mittel zu einigen und die Transparenz
und Rechenschaftslegung im Hinblick auf die Verpflichtungen zu gewährleisten.

Vier Monate nach dem Gipfel von L’Aquila, auf dem Welternährungsgipfel von Rom, einigten sich die G8 und
andere Geber auf die „Rom-Prinzipien“: Investitionen in länderspezifische Projekte, strategische Koordinati-
on, ein ganzheitliches Konzept, Stärkung und Finanzierung multilateraler Instrumente sowie nachhaltiges
Engagement.

Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP hat die Bundesregierung die ländliche Entwicklung als
zentrales Anliegen der Entwicklungszusammenarbeit herausgestellt. In dem im November 2010 vorgestell-
ten Konzept zur Entwicklung ländlicher Räume und ihrem Beitrag zur Ernährungssicherung wurde die Ernäh-
rungssouveränität zu einem Kernanliegen des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) erhoben. Vor dem Hintergrund der gewaltigen Hungerkatastrophe in Ostafrika, von wel-
cher aktuell zwölf Millionen Menschen betroffen sind, muss der entwicklungspolitische Beitrag zur Ernäh-
rungssouveränität jedoch erneut auf den Prüfstand gestellt werden.

1. Wie viele Mittel hat die Bundesregierung für den Bereich ländliche Entwicklung in afrikanischen Ländern in
den Jahren 2001 bis 2010 zur Verfügung gestellt (bitte nach Jahren und Ländern aufschlüsseln)? Wie viele
dieser Mittel sind in die kleinbäuerliche Entwicklung geflossen?

Die Bundesregierung hat in den Jahren 2001 bis 2010 für den Bereich ländliche Entwicklung in afrikanischen
Ländern im Rahmen bilateraler Kooperationsprogramme 1.247,7 Mio. Euro zur Verfügung gestellt. Kleinbauern
sind die primäre Zielgruppe, d. h. Erstbegünstigte, der Entwicklungsmaßnahmen. Die genaue Aufschlüsselung
nach Jahren und Ländern ergibt sich aus anliegender Tabelle 1. Zusätzlich zu diesen Mitteln aus Einzelplan 23
flossen seit 2003 insgesamt 24,8 Mio. Euro aus Einzelplan 10 über einen bilateralen Treuhandfonds bei der
Food and Agriculture Organization (FAO) in die Entwicklung kleinbäuerlicher Landwirtschaft in Afrika. Die ge-
naue Verteilung nach Ländern und Beiträgen ergibt sich aus anliegender Tabelle 2.
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2. Mit welchen Entwicklungsländern in Afrika wurden Maßnahmen der Entwicklungszusammenarbeit zur
ländlichen Entwicklung zwischen den Jahren 2001 bis 2010 als Schwerpunkt über Regierungsverhandlungen
festgelegt und auch schon umgesetzt, und für welche Länder existieren derzeit
Sektorschwerpunktstrategiepapiere im Bereich der ländlichen Entwicklung und werden umgesetzt?

Siehe anliegende Tabelle 3.

3. Welche internationalen Finanzzusagen hat die Bundesregierung seit dem Jahr 2000 für den Bereich ländli-
che Entwicklung in Entwicklungsländern gemacht (bitte in genauen Eurobeträgen und separate Aufzählung
aller Konferenzen, auf denen entsprechende Zusagen gemacht worden sind)?

Die Bundesregierung hat auf dem G8-Gipfel2009 in L’Aquila zugesagt, in den Jahren 2010 bis 2012 zusammen
3 Mrd. US-Dollar (2,1 Mrd. Euro) für ländliche Entwicklung in Entwicklungsländern bereit zu stellen.

4. In welchem Umfang sind die internationalen Finanzzusagen bereits erfüllt worden (bitte Angabe in Summe
und Prozent für die jeweilige Finanzzusage und bei multilateralen Organisationen nach Institutionen bzw. in
der bilateralen Zusammenarbeit nach Ländern)?

Im Jahr 2010 hat die Bundesregierung 658,2 Mio. Euro für ländliche Entwicklung in Entwicklungsländern be-
reitgestellt. Dies entspricht 31,3 Prozent der auf drei Jahre angelegten Zusage von L’Aquila (siehe Antwort zu
Frage 3). Von dem genannten Betrag entfallen 68,2 Mio. Euro auf Leistungen an multilaterale Institutionen und
Netzwerke (World Food Programm ohne die Mittel der Nothilfe: 23,2 Mio. Euro; International Fund for
Agricultural Development: 24 Mio. Euro; Zentren der Internationalen Agrarforschung unter dem Dach der
Consultative Group on International Agriculture Research CGIAR: 21 Mio. Euro).

5. Inwiefern wurden Deutschlands auf dem G8-Gipfel von L’Aquila im Jahr 2009 eingegangenen finanziellen
Verpflichtungen bereits erfüllt, und in welche Programme, Projekte und Aktivitäten sind die in diesem Zu-
sammenhang zur Verfügung gestellten Mittel geflossen (bitte Angaben in Euro und detaillierte Aufstellung)?

Zur Erfüllung der eingegangenen Verpflichtungen siehe Beantwortung der Frage 4. Eine detaillierte Aufstellung
zur Umsetzung im Jahr 2010 wird dem Bundestag nach Fertigstellung zugeleitet.

6. Inwiefern sind die auf dem Welternährungsgipfel von Rom vereinbarten „Rom-Prinzipien“ bereits berück-
sichtigt, umgesetzt und angewandt worden, und worin lag der deutsche Beitrag diesbezüglich?

Die Berücksichtigung, Umsetzung und Anwendung der auf dem Welternährungsgipfel von Rom 2009 vereinbar-
ten „Rom-Prinzipien“ entspricht gängiger Praxis der Entwicklungspolitik der Bundesregierung.

7. In welchem Umfang sind Entwicklungshilfegelder in den Jahren 2001 bis 2010 nach Äthiopien, Somalia,
Djibouti, Kenia, Uganda und Tansania geflossen, und welche weiteren Mittel sind für die Förderung der länd-
lichen Entwicklung in der Region bereits eingeplant (bitte nach Jahren und Ländern aufschlüsseln)?
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Somalia und Dschibuti sind keine Partnerländer der deutschen Entwicklungszusammenarbeit.

Gesamtzusagen sowie Zusagen für den Bereich ländliche Entwicklung in Mio. Euro (bereits verwendet oder in
Umsetzung; LE = Ländliche Entwicklung):

Äthiopien Kenia Tansania Uganda
Gesamt LE % Gesamt LE % Gesamt LE 5 Gesamt LE %

2001 38,9 14,1 36,2 6,3 46,4 4,1 8,8
2002 68,9 18,1 26,3 6,0 2,6 11,0
2003 5,6 8,3 86,9 4,9 5,6 2,0
2004 11,0 55,0 11,5 20,9 5,0 5,0 100,0 46,7
2005 69,0 5,0 7,2 3,0 13,0 6,0
2006 33,1 3,0 9,1 63,4
2007 71,8 13,0 18,1 48,5 56,0
2008 104,0 29,0 27,9 23,5 9,0 38,3 15,0 10,0
2009 8,0 8,0 100,0 28,5 6,0 21,1 147,0 10,0
2010 2,5 2,5 100,0 140,5 22,0 15,7 8,5 120,0 24,0 20,0

Planung: Für Äthiopien wurde in 2011 eine Dreijahreszusage für den Schwerpunkt Nachhaltige Landbewirt-
schaftung in Höhe von 21 Mio. Euro getätigt. In Kenia und Uganda befinden sich die Mittelfür den Bereich
Ländliche Entwicklung in der Umsetzung entsprechend der Dreijahreszusage von 2010.

8. Wie viel Prozent dieser Mittel waren jeweils für den Bereich ländliche Entwicklung vorgesehen, und wie
viel Prozent hiervon sind für Maßnahmen in diesem Bereich bereits verwendet worden (bitte nach Jahren und
Ländern aufschlüsseln)?

Siehe Antwort Frage 7.

9. Welche Programme, Projekte, Maßnahmen oder Aktivitäten im Bereich der Unterstützung ländlicher Ent-
wicklung wurden mit diesen Mitteln konkret unterstützt (bitte nach Ländern aufschlüsseln)?

In Ostafrika gibt es in Zusammenarbeit mit den Partnerländern Äthiopien und in Kenia Schwerpunkte im Be-
reich Ländliche Entwicklung.

Äthiopien

Im Rahmen des Prozesses zur Konzentration der äthiopisch-deutschen Entwicklungszusammenarbeit wurde
2002 der Schwerpunkt „Nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen zur verbesserten Ernährungssicherung“
vereinbart. 2008 wurde der Schwerpunkt in „Nachhaltige Landbewirtschaftung“ umbenannt. Damit wurde der
Aktionsradius von der Rehabilitierung erodierter Ressourcen in ernährungsunsicheren Gebieten zur vorbeugen-
den Erhaltung von Ressourcen in (noch) ernährungssicheren Gebieten erweitert. 2008 und 2009 wurden zu-
sätzlich Mittel für Ernährungssicherungsmaßnahmen zur Verfügung gestellt.

Kenia

Die „Privatsektorförderung in der Landwirtschaft“ ist ein langjähriger Schwerpunkt der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit mit Kenia, welcher umfassend mit regelmäßigen Zusagen für die technische wie auch
finanzielle Zusammenarbeit (für den in Frage 7 benannten gesamten Zeitraum) unterstützt wird. Darüber hin-
aus wurden 2008/2009 Gelder für „Ernährungssicherungsmaßnahmen“ zur Verfügung gestellt. 2001 wurden
zusätzlich Mittel zur „Verbesserung des ländlichen Straßen- und Wegenetzes im Mount Kenya Gebiet“ bereit-
gestellt.
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Tansania

In der Vergangenheit wurden folgende Einzelvorhaben in Tansania gefördert: „Selous-Niassa-
Wildschutzkorridor“, „KV-Naturschutz und Anrainerförderung“, „KV-Wildschutz und Anrainerförderung“, „Forst-
politik“.

Uganda

Mit dem Schwerpunkt Entwicklung des Finanzsystems soll der Zugang zu Finanzdienstleistungen als Voraus-
setzung für Privatinvestitionen und Unternehmertum verbessert werden, insbesondere im ländlichen Raum.
Außerdem unterstützt das Vorhaben zu erneuerbaren Energien und Energieeffizienz auch die Nachhaltigkeit in
der Energieversorgung der ländlichen Räume.

10. Welche genauen Beiträge wurden seitens der Bundesrepublik Deutschland zwischen 2005 und 2010
jeweils jährlich an das Welternährungsprogramm (WFP) der Vereinten Nationen gezahlt?

Das BMZ und das Auswärtige Amt haben die Notoperationen (EMOP), die längerfristigen Hilfs- undWiederher-
stellungsmaßnahmen (PRRO), die Länderprogramme (CP) und Logistikmaßnahmen des WEP in den Jahren 2005
bis 2010 mit folgenden Beiträgen gefördert:

Jahr Mio. US-$
2005 69,532
2006 59,680
2007 65,836
2008 100,747
2009 132,085
2010 95,350

11. Ab welchem Zeitpunkt genau wurde die Bundesregierung von einer möglichen Hungerkatastrophe in
Ostafrika unterrichtet bzw. ab welchem Zeitpunkt war ihr über welche Quellen bekannt, dass es 2011 sehr
wahrscheinlich zu einer größeren Hungersnot in Ostafrika kommen würde, und welche vorbereitenden Maß-
nahmen gegen die drohende Hungersnot hat sie getroffen?

Die Bundesregierung wird durch die Botschaften und internationalen Organisationen wie das Welternährungs-
programm (WEP/WFP) und das Büro für die Koordination humanitärer Angelegenheiten der Vereinten Nationen
(UN OCHA) regelmäßig über die Situation in den Partnerländern unterrichtet. Die Bundesregierung ist in Ostaf-
rika, konkret in Äthiopien und Kenia, langfristig zur Entwicklung der ländlichen Räume engagiert. Darüber hin-
aus hat sie am Horn von Afrika 2011 bereits vor der aktuellen Lageverschlechterung Projekte der Humanitären
Not- und Soforthilfe sowie der Entwicklungsorientierten Not- und Übergangshilfe (ENÜH) bewilligt. Schwer-
punkte sind dabei

– die Versorgung der Menschen im Flüchtlingslager Dadaab/Kenia und Unterstützung der einheimischen Be-
völkerung in Dadaab (UNHCR, MSF, WEP, GIZ) sowie

– die Verbesserung der Trinkwasser- und Gesundheitsversorgung, Ernährungssicherung und Stabilisierung der
Lebensgrundlagen in Somalia. (UNICEF, CARE, DRK, DWHH, GIZ, IKRK, Diakonie, Worldvision)

12. Auf welche Höhe wurde in den Planungen der Bundesregierung für das Haushaltsjahr 2011 ursprünglich
der deutsche Beitrag für das Welternährungsprogramm festgelegt?

Die Bundesregierung leistet seit 1985 jährlich einen freiwilligen ungebundenen Beitrag in Höhe von 23,008
Mio. Euro aus Kapitel23 02 Titel687 23. Darüber hinaus werden in jedem Jahr anlassbezogen Mittel aus Kapitel
23 02 Titel 687 20 zur Verfügung gestellt, sowohl an WEP als auch an andere Organisationen, die Ernährungs-
sicherungsprojekte und Programme durchführen.
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Ferner wurden projektbezogene Mittelaus Kapitel05 02 Titel687 72 Objektnummer 03016924 an WEP geleis-
tet. Eine konkrete Festlegung auf einzelne Organisationen und Themen am Jahresbeginn erfolgt nicht, da Kon-
flikte, Krisen und Katastrophen (u. a. Erdbeben, Fluten, Dürren, Bürgerkriege) nicht genau vorhersehbar sind.

13. In welcher genauen Höhe wurden bis jetzt zusätzliche Mittel für die Bekämpfung der derzeitigen Hun-
gersnot in Ostafrika zur Verfügung gestellt?

Zusätzlich zu den seit Jahresbeginn für die betroffenen Länder festgelegten Geldern (ca. 5,4 Mio. Euro) wurden
bis zum 15. August 2011 weitere ca. 144,7 Mio. Euro bereitgestellt.

a) Welche weiteren Mittel zur Bekämpfung der Hungersnot sind vorgesehen?

Über die zusätzliche Bereitstellung von Mitteln zur Bekämpfung der Hungersnot wird unter Berücksichtigung
des weiteren Krisenverlaufes entschieden.

b) In welchen finanziellen Schritten ist die Bundesregierung bis zum jetzigen Betrag gekommen?

Die Bundesregierung hat an ihr laufendes Engagement anknüpfend in der Jahresplanung zu Beginn des Jahres
2011 bereits Mittel für die notleidenden Menschen in der Region bereitgestellt, in der Folge sowohl einzelne
Projektmittel aufgrund des ermittelten Bedarfs und der Umsetzungsfähigkeit der Organisationen erhöht als
auch zu Operationen von internationalen Organisationen wie dem WEP und IKRK beigetragen. Darüber hinaus
hat sie deutsche Nichtregierungsorganisation, die vor Ort arbeiten, aufgefordert, weitere Projektvorschläge
einzureichen, die derzeit geprüft werden.

c) Was war die Berechnungsgrundlage für den Umfang der zusätzlichen Mittel?

Als Berechnungsgrundlage dienten die Bedarfsmeldungen der Organisationen, die erwartete Umsetzungsfähig-
keit der Organisationen, die Erreichbarkeit der betroffenen Bevölkerungsteile sowie die verfügbaren Mittel.

14. Inwiefern und in welcher Höhe wurden bereits für Maßnahmen der ländlichen Entwicklung (oder auch
andere Sektoren der Entwicklungszusammenarbeit) eingeplante Gelder für aktuelle Nothilfemaßnahmen um-
geschichtet und ausgegeben?

Wie wird sichergestellt, dass für bereits geplante langfristige Maßnahmen im Bereich der ländlichen Entwick-
lung weiterhin ausreichend Mittel zur Verfügung stehen?

Die Bundesregierung steht ohne Einschränkung zu ihrer auf dem G8-Gipfel 2009 in L’Aquila getätigten Zusagen
von 2010 bis 2012 2,1 Mrd. Euro für langfristige, strukturelle Maßnahmen der ländlichen Entwicklung und der
Ernährungssicherung bereitzustellen. Umschichtungen zu Lasten dieser Maßnahmen haben nicht stattgefun-
den und sind nicht vorgesehen.

15. An welche Organisationen, in welche Länder und in welche Bereiche fließen in welchem jeweiligen Um-
fang die innerhalb der letzten zwei Monate bewilligten Geldmittel gegen die Hungerkatastrophe in Ostafrika
(bitte detailliert aufschlüsseln)?

Die Bundesregierung hat in der ersten Jahreshälfte bereits Mittel für die Krise in Somalia, Djibouti und Kenia
bereitgestellt. Der Planungs-, Beantragungs-, Prüfungs- und Bewilligungs- und Auszahlungsprozess verläuft
kontinuierlich weiter.

In den letzten zwei Monaten wurden ca. 21,4 Mio. Euro (17,2 Mio. Euro ENÜH und 4,1 Mio. Euro humanitäre
Not- und Soforthilfe) für Projekte des Flüchtlingswerk der Vereinten Nationen UNHCR, Technischen Hilfswerks,
Welternährungsprogramms WEP, des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz IKRK, der Deutschen Gesell-
schaft für Internationale Zusammenarbeit GIZ, der Diakonie, Care, Ärzte ohne Grenzen, Kindernothilfe und
Deutscher Welthungerhilfe gebilligt. Sie werden in den Ländern Somalia, Kenia und Äthiopien für die Bereiche
logistische Unterstützung zur Nahrungsmittelhilfe, Nahrungsmittelhilfe, Ernährungssicherung und Zusatznah-
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rung zur Bekämpfung der Mangelernährung besonders von Kindern und schwangeren und stillenden Frauen,
Flüchtlings- und Vertriebenenhilfe, medizinische Notfallversorgung, Wasserversorgung, allgemeine Verbesse-
rung der Lebensgrundlagen und der landwirtschaftlichen Produktion und Sozialtransfers sowie Unterstützung
beim Flüchtlingslagerauf- und -ausbau umgesetzt.

Am 15. August 2011 hat die Bundesregierung weitere 118 Mio. Euro bereitgestellt, deren Verwendungszweck
und Empfängerstaaten in Kürze endgültig festgelegt werden.

16. Wie gewährleistet die Bundesregierung und insbesondere das BMZ, dass der Fokus auf ländliche Ent-
wicklung und Ernährungssouveränität langfristig gesichert ist (vgl. 5-Jahres-Initiative der USA)?

Ländliche Entwicklung und Ernährungssicherung bilden einen politischen Schwerpunkt der deutschen Entwick-
lungspolitik und genießen hohe Priorität. Die hierzu entwickelten Strategien und Konzepte sind auf eine länger-
fristige Umsetzung angelegt.

17. Welche Maßnahmen und/oder Initiativen wurden von der Bundesregierung auf nationaler, EU- und/oder
internationaler Ebene bisher ergriffen bzw. gestartet, um die Nahrungsmittelpreisschwankungen einzuhe-
gen?

Aufgrund seiner Bedeutung wurde das Thema zum Gegenstand des ersten G20-Agrarministertreffens. Dabei
hat die Bundesregierung die französische Präsidentschaft nachdrücklich unterstützt. Der G20-Aktionsplan zu
Lebensmittel-Preisschwankungen und Landwirtschaft der Agrarminister wurde mit folgenden Handlungsfeldern
beschlossen: (I) Landwirtschaftliche Produktion und Produktivität (II) Marktinformation und -transparenz (III)
Internationale politische Koordinierung (IV) Verringerung der Auswirkungen von Preisschwankungen auf die
Schwächsten (V) Finanzmarktregulierung.

Die Bundesregierung wird auch weiterhin an der Umsetzung des G20-Aktionsplanes mitarbeiten. Im Rahmen
der Entwicklungszusammenarbeit werden hierzu eine Reihe von konkreten Unterstützungsmaßnahmen geleis-
tet, z. B. in den Bereichen verbesserter regionaler Handel, Diversifizierung angebauter Produkte, erhöhte Wi-
derstandsfähigkeit von Anbauprodukten, Ausbau dezentraler Notfallreserven, aber auch Sozialtransfers und
Ernteausfallversicherungen.

18. Welche Maßnahmen und/oder Initiativen wurden von der Bundesregierung auf nationaler, EU- und/oder
internationaler Ebene bisher ergriffen bzw. gestartet, um gegen die zunehmende Spekulation mit Nahrungs-
mitteln vorzugehen?

a) Wie bewertet die Bundesregierung die Problematik der Nahrungsmittelspekulationen?

b) Unterstützt die Bundesregierung die Forderung von Nichtregierungsorganisationen (u. a. WEED, Misereor,
Oxfam), exzessiven Spekulationen an den Warenterminbörsen mit Positionslimits vorzubeugen, die Transpa-
renz zu verbessern und den außerbörslichen Handel (OTC) zu regulieren?

In jüngster Zeit sind verstärkte Preisschwankungen an den Agrarmärkten zu beobachten. Die Ursachen für die
Nahrungsmittel-Preissteigerungen sind sehr vielfältig. Weltweit haben unter anderem Ernteausfälle durch kli-
matische Extreme, gestiegene Lebensmittelnachfrage in den Schwellenländern, Preisauftrieb bei fossilen Ener-
gieträgern, gestiegene Transport- und Produktionskosten sowie eine erhöhte Nachfrage nach Biokraftstoffen zu
einem Preisanstieg geführt. Grundsätzlich folgen die Agrarmärkte fundamentalen Faktoren, die für die Preisbil-
dung und -entwicklung entscheidend sind. In wie weit das gestiegene Engagement von Finanzinvestoren zu
Verstärkung von Preisspitzen und -tälern führt, ist wissenschaftlich nicht geklärt. Hier ist zusätzliche Forschung
erforderlich (wie auch im Bericht der Internationalen Organisationen über Nahrungsmittelpreisschwankungen
gefordert). Generell sind Warenterminbörsen ein nützliches Instrument für das Risikomanagement der Agrar-
und Ernährungswirtschaft nicht nur in Industrieländern, sondern auch in Entwicklungs- und Schwellenländern.
Die Bundesregierung möchte diese Funktion von Terminmärkten weiterhin stärken. Aus entwicklungspolitischer
Sicht ist der Zugang ländlicher Regionen in Schwellen- und Entwicklungsländern zu Warenterminmärkten förde-
rungswürdig.
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Gleichwohl ist es aus Sicht der Bundesregierung mit Blick auf die besondere Sensitivität der Nahrungsmittelfür
die Ernährungssicherung notwendig, Störungen und Manipulation der Agrarmärkte zu verhindern. Die Bundes-
regierung unterstützt den Aktionsplan zu Lebensmittel-Preisschwankungen und Landwirtschaft der G20-
Agrarminister und die Vorschläge der EU-Kommission im Rahmen der laufenden Überarbeitung der Finanz-
marktregelungen. Dies betrifft u. a. die Verbesserung der Transparenz auf den Terminmärkten für Agrargüter,
sowohl im börslichen als auch im außerbörslichen (OTC) Handel. Welchen Beitrag Positionslimits leisten kön-
nen, wird auf der Grundlage des G20-Aktionsplans geprüft.

19. Inwiefern hält es die Bundesregierung für notwendig und angemessen, regulierende Maßnahmen vor al-
lem auch im Finanzsektor zu ergreifen bzw. auch auf EU-Ebene oder international zu initiieren, um gegen das
zunehmende Problem des „Landgrabbing“ durch multinationale Konzerne wirkungsvoll und effektiv vorzuge-
hen?

Die Bundesregierung bringt sich aktiv in die Erarbeitung und Umsetzung internationaler Leitlinien zum verant-
wortungsvollen Umgang mit Landressourcen ein: Zu nennen sind in erster Linie die Voluntary Guidelines on
Responsible Governance of Tenure of Land and other NaturalResources (FAO VG) und die Principles for
Responsible Agricultural Investment that Respect Rights, Livelihoods and Resources (RAI). Die Bundesregie-
rung strebt eine Komplementarität der beiden Prozesse an und setzt sich dafür ein, innerhalb der RAI auf die
Voluntary Guidelines zu verweisen, sofern es um Themen wie Zugang zu Land, Tenure Governance und großflä-
chige Landinvestitionen geht.

Daneben engagiert sich die Bundesregierung bei dem Framework and Guidelines on Land Policy in Africa der
African Land Policy Initiative (ALPI). Darüber hinaus setzt sich die Bundesregierung dafür ein, dass sich die
Problematik rund um die Ressource Land in der Weiterentwicklung von marktbasierten Standardsystemen wi-
derspiegelt und diese z. B. über Entwicklungspartnerschaften mit der Privatwirtschaft breitenwirksam ange-
wandt werden. Der Roundtable on Sustainable Biofuels, der Roundtable on Sustainable Palm Oil Production,
der Roundtable on Responsible Soy, der Forest Stewardship Council oder auch die Better Sugar Initiative ha-
ben Aspekte von Landmanagement und -rechten bereits in ihre Kriterienkataloge aufgenommen.

20. Welchen Zusammenhang sieht die Bundesregierung zwischen der vermehrten Nutzung von Agrarflächen
zum Anbau von Pflanzen für Agrotreibstoffe und der vermehrten Landnahme sowie steigenden Nahrungsmit-
telpreisen?

Für die Bundesregierung hat die Nahrungsmittelproduktion Priorität und damit Vorrang vor der Produktion von
Bioenergie. Zu den vielfältigen Ursachen der Preissteigerung wird auf die Antwort zu Frage 18 verwiesen. Nach
Angaben der FAO werden momentan weltweit 1 bis 2 Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche zur Produk-
tion von Energiepflanzen wie Raps, Mais, Zuckerrohr oder Ölpalmen angebaut. Der Flächenbedarf für die Pro-
duktion von Biokraftstoffen ist nur ein Faktor von mehreren, der nicht allein ursächlich für die Preissteigerun-
gen der letzten Zeit ist. Außerdem beteiligt sich die Bundesregierung an internationalen Bemühungen, die För-
derung von Nachhaltigkeitsindikatoren weltweit voranzutreiben. Zur Frage, inwieweit vermehrte Landnahmen
Auswirkungen auf die weltweite Preisentwicklung haben, liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

21. Teilt die Bundesregierung die von Günter Nooke, dem Persönlichen G8-Afrika-Beauftragten der Bundes-
kanzlerin, in einem Interview in der „Frankfurter Rundschau“ vertretene Auffassung, dass auch Landverkäufe
an China Schuld an der gegenwärtigen Nahrungskrise in Afrika sind?

Der Bundesregierung liegen keine Informationen dazu vor, dass chinesische Investitionen zur Verstärkung der
gegenwärtigen Hungerkatastrophe in Ostafrika beigetragen haben.



21

a) Worin sieht die Bundesregierung ansonsten die Ursachen der derzeitigen Hungerkatastrophe?

Nach Informationen der Bundesregierung wurde die gegenwärtige Hungerkatastrophe in Ostafrika durch eine
ungewöhnlich lang anhaltende Dürre verursacht. Strukturelle Ursachen für die gegenwärtige Hungerkrise am
Horn von Afrika liegen darüber hinaus in der Vernachlässigung der Landwirtschaft und ländlichen Entwicklung.
Im Falle Kenias sind auch fehlende Mechanismen zur Verteilung von Nahrungsmitteln aus Überschuss- in Defi-
zit-Gebiete ursächlich.

In Somalia, insbesondere in den von der derzeitigen Katastrophe besonders stark betroffenen südlichen und
zentralen Landesteilen, tragen zudem der langjährige Bürgerkrieg und der weitgehende Staatszerfall in erhebli-
chem Maße dazu bei, dass die Bevölkerung der anhaltenden Dürre schutzlos ausgesetzt ist.

b) Inwiefern spielen nach Ansicht der Bundesregierung Preissteigerungen von Agrarrohstoffen durch Nah-
rungsmittelspekulationen und eine Vernachlässigung der ländlichen Entwicklung eine Rolle?

Die Hungerkrise in Ostafrika wurde im Wesentlichen durch Fundamentalereignisse und nicht durch Spekulatio-
nen an Terminmärkten verursacht: Dürrekatastrophe, Bürgerkrieg, mangelnde Infrastruktur etc. Spekulationen
mit Nahrungsmitteln auf regionalen Märkten können hier jedoch als zusätzlicher Faktor nicht ausgeschlossen
werden (z. B. spekulative Lagerhaltungen regionaler Akteure).

22. Wodurch erklärt sich, dass die Bundesregierung heute in den meisten ihrer Äußerungen und Strategie-
papieren lediglich noch den Begriff und das Ziel der „Ernährungssicherheit“ verwendet und verfolgt und nicht
mehr das vielumfassendere und nachhaltigere Konzept der „Ernährungssouveränität“ für Entwicklungsländer
anstrebt, wie es noch im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP von 2009 steht?

Die Bundesregierung hat sich in ihren Äußerungen und Strategiebildungen der international üblichen Verwen-
dung des Begriffes Ernährungssicherheit (Food Security) angeschlossen. Daran geknüpft ist ein klares Be-
kenntnis zur Verwirklichung der Menschenrechte, insbesondere des Rechts auf Nahrung. Ziel der Bundesregie-
rung ist es, die staatlichen Partner zu unterstützen, ihren menschenrechtlichen Pflichten nachzukommen, und
vom Hunger Betroffene zu befähigen, ihr Recht auf Nahrung selbst einzufordern.

23. Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass Investitionen in Programme zur ländlichen Entwicklung, die
gegenwärtigen Nahrungsmittelpreisspitzen dämpfen und zur Herstellung von Ernährungssouveränität, insbe-
sondere in ländlichen Regionen, in den Partnerländern beitragen?

Die Investitionen der Bundesregierung in Programme der ländlichen Entwicklung zielen auf einen Verbesserung
der lokalen und nationalen Ernährungssicherheit. Unterstützt werden erforderliche Reformprozesse in Partner-
ländern: der Entwicklung der ländlichen Ökonomie, Schutz und Management natürlicher Ressourcen, der Be-
reitstellung sozialer Dienste (Schulen, Krankenstationen) und technischer Infrastruktur (Wasser, Straßen) so-
wie die Verbesserung von politischen und rechtlichen Rahmenbedingungen (Dezentralisierung und Korrupti-
onsprävention, Sicherung von Land- und Wasserrechten, Stärkung der Zivilgesellschaft). Kern und Ausgangs-
punkt dieser Investitionen ist in den meisten Fällen die Schaffung einer leistungsfähigen – sozial und ökolo-
gisch nachhaltigen – Landwirtschaft, die Verbesserung des Marktzugangs von Kleinbauern und eine Steigerung
der Wertschöpfung im ländlichen Raum. Dies wird beispielsweise erreicht über die genossenschaftliche Orga-
nisation von Kleinbauern, Vertragslandwirtschaft und anderen Formen der Zusammenarbeit mit dem Privatsek-
tor.


